Musteranfrage (2 Varianten, je nachdem, ob HSK-Kommune)
Von Bund und dem Land NRW verursachte Einnahmeverluste

in XX (Kommune)

Sehr geehrter Herr/Frau Oberbürgermeister/in,

die Haushaltssituation der XX (Kommune) ist bekanntermaßen schlecht/dramatisch. Das strukturelle Defizit für 20XX beträgt auf XXX Euro. Insgesamt haben sich Schulden von XXX Euro aufgetürmt. Die Umsetzung des vorgelegten Haushaltssicherungskonzeptes bedeutet für die Kommune einen gravierenden Abbau sozialer und kultureller Leistungen ohne Aussicht auf eine nachhaltige Verbesserung der städtischen Finanzlage. 
Ohne Übernahme der Soziallasten durch den Bund, ohne die Umsetzung des in der Landesverfassung verbrieften Konnexitätsprinzips, ohne Einführung eines Entschuldungsfonds, ohne Aufstockung der Verbundmasse im Gemeindefinanzierungsgesetz, ohne Ausweitung der Gewerbesteuer zu einer Gemeindewirtschaftssteuer wird sich die finanzielle Lage von XX nicht wesentlich verbessern/die Kommune XX in der „Vergeblichkeitsfalle“ verharren.

Vor diesem Hintergrund beantragt die Fraktion DIE LINKE die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie hoch sind die Einnahmeverluste der Kommune XX durch einzelne Steuerrechtsänderungen und Veränderung bei den Schlüsselzuweisungen seit 1998? (z.B. Verringerung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer, erhöhte Gewerbesteuerumlage; Abschaffung Gewerbekapitalsteuer, etc.)
Bitte Auflistung im Detail und summarisch


2. In welchen Fällen hat der Bund und / oder das Land NRW seit 1998 keinen oder lediglich einen zu geringen finanziellen Ausgleich für neu übertragene Aufgaben an XX gezahlt? Bitte Auflistung im Detail und summarisch

3. Wie bewertet die Verwaltung die Aussage, dass XX einen ausgeglichen Haushalt vorweisen könnte oder zumindest eine realistische Chance auf Ausgleich des städtischen Haushaltes im vorgegebenen Rahmen hätte, wenn der Bund und das Land NRW in der Vergangenheit nicht in dem dargestellten Umfang den Kommunen finanzielle Lasten auferlegt hätten und wie begründet sie ihre Bewertung? 
